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Der Einsatz Künstlicher Intelligenz in der Ziviljustiz fris-
tet bislang noch ein Schattendasein. Dabei bieten insbe-
sondere datengestützte Entscheidungsvorhersagesysteme 
auch hier perspektivisch große Chancen. Insbesondere 
besteht die Hoffnung, dass mit ihrer Hilfe Entscheidungen 
verbessert, gerichtliche Verfahren beschleunigt und Ge-
richte entlastet werden können. Auf der anderen Seite wirft 
der Einsatz von KI-Systemen in der Ziviljustiz aber auch 
zahlreiche, sehr ernstzunehmende Probleme auf.

A.  Einleitung: Auf dem Weg zum  
„RoboJudge“?

Künstliche Intelligenz spielt in immer mehr Lebensbe�
reichen eine immer größere Rolle. Eine Ausnahme ist – 
ELVODQJ�±�GLH�=LYLOMXVWL]��+LHU�IULVWHW�GHU�(LQVDW]�HQWVSUH�
chender Systeme ein Schattendasein, und zwar nicht nur 
in Deutschland, sondern auch in anderen Ländern.1 Über 
kurz oder lang könnte sich dies jedoch ändern. Denn in den 
letzten Jahren haben Systeme von sich reden gemacht, die 
sich der datengestützten Entscheidungsvorhersage (out�
come prediction, predictive analytics)2 widmen und das 
Potential haben, RichterInnen im Kernbereich ihrer Tätig�
keit, nämlich bei der Entscheidungsfindung, zu unterstüt�
zen – oder sogar zu ersetzen.3 Sie haben auch hierzulande 
der Diskussion um den Einsatz von „Roboterrichtern“ und 
„RoboJudges“ Auftrieb gegeben. Der nachfolgende Bei�
trag stellt einige Entscheidungsvorhersagesysteme kurz 
vor (B.) und wirft dann einen Blick auf die Chancen und 
Risiken, die mit ihrem Einsatz in der Justiz verbunden sind 
(C.).4

*  Die Autorin Giesela Rühl ist Inhaberin des Lehrstuhls für Bürgerli�
ches Recht, Zivilverfahrensrecht, Internationales und Europäisches 
3ULYDW�� XQG� =LYLOYHUIDKUHQVUHFKW� XQG� 5HFKWVYHUJOHLFKXQJ� DQ� GHU�
+XPEROGW�8QLYHUVLWlW�]X�%HUOLQ��'LH�$XWRULQ�.DUROLQH�5HL��LVW�ZLV�
senschaftliche Mitarbeiterin und Doktorandin an diesem Lehrstuhl.

1  Siehe dazu die Übersicht der European Commission for the Efficiency 
of Justice, European Ethical Charter on the Use of Artificial Intel�
ligence in Judicial Systems and their environment, CEPEJ (2018), 
16 ff.

2  Kritisch zum Begriff „predictive analytics“ European Commission 
for the Efficiency of Justice, (Fn. 1), S. 57.

3  Fries, NJW 2016, 2860, 2864. Siehe dazu auch Rollberg, Algorith�
men in der Justiz, 2020, S. 28 ff.

4  Für eine ausführlichere Darstellung s. Rühl, KI in der gerichtlichen 
6WUHLWEHLOHJXQJ�� LQ�� %UDHJHOPDQQ�.DXODUW]� �+UVJ��� 5HFKWVKDQGEXFK�
Artificial Intelligence und Machine Learning, 2020, S. 617 ff.

B.  Datengestützte Entscheidungsvorher- 
sagesysteme: Funktionsweise und Beispiele 

Datengestützte Entscheidungsvorhersagesysteme (im fol�
JHQGHQ�DXFK�.,�6\VWHPH�JHQDQQW��]HLFKQHQ�VLFK�GDGXUFK�
aus, dass sie – ähnlich wie AnwältInnen bei der Beratung 
ihrer MandantInnen – eine Wahrscheinlichkeitsaussage 
über den Ausgang eines Rechtsstreits treffen. Anders als 
AnwältInnen haben diese Systeme allerdings keinerlei 
Rechtskenntnisse. Sie wenden dementsprechend auch kei�
ne Rechtsregeln an, um ihre Vorhersagen zu treffen. Viel�
mehr entwickeln sie ihre Ergebnisse induktiv aus einer 
großen Menge an historischen Daten über Entscheidungen 
oder Fälle, die Muster und Zusammenhänge erkennen las�
sen, die für den Ausgang von Rechtsstreitigkeiten zumin�
dest statistisch von Bedeutung sind.5 Damit unterscheiden 
sie sich in ihrer Funktionsweise nicht nur von AnwältIn�
nen, sondern auch von klassischen Expertensystemen, 
die die für die Entscheidung eines Falles erforderlichen 
Rechtsregeln in komplexen Entscheidungsbäumen abbil�
den, und Ergebnisse deduktiv ableiten. In Abhängigkeit 
davon, welche Daten für die Vorhersagen nutzbar gemacht 
werden, lassen sich zwei verschiedene Arten von Ent�
scheidungsvorhersagesystemen unterscheiden.

Die erste Art von Systemen greift für die Vorhersage auf 
sogenannte Metadaten zurück. Als Beispiel kann hier das 
an der University of Stanford entwickelte System LexMa�
china genannt werden.6 Es sagt die Wahrscheinlichkeit, 
eine Patentstreitigkeit in den USA zu gewinnen oder zu 
YHUOLHUHQ� ±� DQJHEOLFK� ±� SUl]LVHU� YRUDXV� DOV�86�DPHULND�
nische PatentanwältInnen – und das ohne jede Kenntnis 
GHV� 86�DPHULNDQLVFKHQ� 3DWHQWUHFKWV�� 9RUKHUVDJHJUXQG�
lage sind vielmehr Informationen über mehr als 100.000 
Patentrechtsfälle, darunter die Namen der zuständigen 
RichterInnen, der beteiligten Anwaltskanzleien und 
RechtsanwältInnen sowie die Natur und der Wert des 

5  Siehe dazu ausführlicher Bues, Artificial Intelligence im Recht, in: 
+DUWXQJ�%XHV�+DOEOHLE��+UVJ����/HJDO�7HFK��������6�������������Bull/
Steffek�� =.0� ������ ���� II��� von Bünau, Künstliche Intelligenz im 
5HFKW�� LQ��%UHLGHQEDFK�*ODW]� �+UVJ���� 5HFKWVKDQGEXFK�/HJDO�7HFK��
2. $XIO��������6�����������Scherer, J. Int’l Arb. 36 (2019), 539 (546 
II����Vogl, Changes in the US Legal Market Driven by Big Data/Pre�
GLFWLYH� $QDO\WLFV� DQG� /HJDO� 3ODWIRUPV�� LQ�� +DUWXQJ�%XHV�+DOEOHLE�
�+UVJ����/HJDO�7HFK��������6�����II�

6  LexMachina, https://lexmachina.com/, Abruf v. 14.8.2021. Siehe dazu 
Susskind��2QOLQH�&RXUWV�DQG�WKH�)XWXUH�RI�-XVWLFH��������6������I�

Prof. Dr. Giesela Rühl, LL.M. (Berkeley)/Karoline Reiß, Berlin*

Datengestützte Entscheidungsvorhersage- 
systeme vor deutschen Gerichten? Zum Ein-
satz Künstlicher Intelligenz in der Ziviljustiz

Rühl/Reiß, Zum Einsatz Künstlicher Intelligenz in der Ziviljustiz



BRJ Sonderausgabe 01/202119

Au f s ä t z e

Streitgegenstandes.
Die zweite Art von Systemen stützt ihre Vorhersagen dem�
gegenüber nicht auf Metadaten, sondern auf die konkret zu 
entscheidenden Sachverhalte und vergleicht sie mit ein�
schlägigen Vorentscheidungen. Als besonders erfolgreiches 
Beispiel gilt hier der Case Cruncher Alpha.7 Er wurde in 
einer Studie zur Vorhersage der Entscheidungen des eng�
OLVFKHQ�)LQDQFLDO�2PEXGVPDQ�6HUYLFH��)26��]XP�(LQVDW]�
gebracht, um zu bestimmen, ob ein bestimmtes Kreditver�
sicherungsprodukt rechtmäßig verkauft worden war. Dazu 
wurde der Case Cruncher mit 100.000 Entscheidungen des 
)26�JHI�WWHUW��LQ�GHU�JHQDX�GLHVH�)UDJH�HQWVFKLHGHQ�ZRUGHQ�
war. Mit einer Quote von 86,6 % sagte Case Cruncher Al�
SKD�GDUDXIKLQ�]XN�QIWLJH�(QWVFKHLGXQJHQ�GHV�)26�NRUUHNW�
voraus. Eine Vergleichsgruppe von etwa 100 Wirtschaftsan�
wältInnen kam lediglich auf 62,3 %.

C.  Datengestützte Entscheidungsvorher- 
sagesysteme: Chancen und Risiken

Es bedarf keiner besonderen Erläuterung, dass der Ein�
satz von Entscheidungsvorhersagesystemen der gerade 
beschriebenen Art mit enormen Chancen für die Justiz 
verbunden wäre.8 Insbesondere bei häufig und wiederholt 
auftretenden Fällen könnten sie Gerichte entlasten und 
Verfahren beschleunigen. Zudem könnten sie die Quali�
tät von Entscheidungen verbessern sowie zur Wahrung 
des Gleichheitssatzes beitragen. Allerdings: Damit diese 
Chancen realisiert werden können, müssen funktionsfähi�
ge Systeme erst einmal entwickelt werden. Zudem müssen 
sie einwandfrei arbeiten und den besonderen Anforderun�
gen der Justiz genügen. All dies ist nach dem derzeitigen 
Stand der Dinge alles andere als sichergestellt. Tatsächlich 
wirft die Entwicklung und der Einsatz von Entscheidungs�
vorhersagesystemen eine ganze Reihe von Problemen auf.9

I.  Unzureichende Datengrundlage und  
Dynamik des Rechts

Das erste Problem bezieht sich auf die erforderliche Daten�
grundlage. Die einschlägigen Systeme benötigen nämlich 
große Mengen an strukturierten und maschinenlesbaren 
Daten.10 Und genau diese fehlen, wenn es um die deut�
sche Justiz geht. Tatsächlich wird in Deutschland nur ein 

7  &DVH� &UXQFK�� KWWSV���ZZZ�FDVH�FUXQFK�FRP��FKDOOHQJH�� $EUXI� Y��
14.8.2021. Siehe dazu Steffek��=.0�����������(GLWRULDO���Bull/Stef-
fek, ZKM 2018, 165 (166 f.).

8  Buocz��&RSHQKDJHQ� -��/HJ�� 6WXGLHV� �� �������� ��� ������Fries, NJW 
������ ����� ��������Hanke�� 7UDQVQDW¶O� 'LVS��0JPW�� ��� ��������� ��
���II����Huber/Giesecke��.,�LP�=LYLOSUR]HVV��LQ��(EHUV�+HLQ]H�.U�JHO�
6WHLQU|WWHU��+UVJ���������������5Q�����II���Rollberg, �)Q������6�����II���
Steffek��=.0�����������(GLWRULDO���Susskind, (Fn. 6), S. 277 ff. 

9  Siehe dazu ausführlich Huber/Giesecke���)Q�����������5Q�����II���Nink, 
-XVWL]�XQG�$OJRULWKPHQ��������6������II���Rollberg, (Fn. 3), S. 56 ff. 
und 85 ff.

10  Scherer��-��,QWµO�$UE����������������������I����von Bünau, (Fn. 5), S. 71 
������Vogl, (Fn. 5), S. 53 (60).

vernichtend kleiner Teil der Urteile, die täglich ergehen, 
veröffentlicht.11 Und die Urteile, die veröffentlicht wer�
den, liegen in der Regel nicht in maschinenlesbarer Form, 
sondern nur in Textform vor.12 Es fehlt deshalb – derzeit 
– schlicht an der Datengrundlage für die Entwicklung von 
Entscheidungsvorhersagesystemen, die perspektivisch in 
der Justiz eingesetzt werden könnten.

Aber selbst wenn sich dies in naher Zukunft ändert soll�
WH��EOHLEW�HLQ�3UREOHP��5HFKW�LVW�HLQ�OHEHQGHU�2UJDQLVPXV��
der sich ständig weiterentwickelt und Gegenstand gesetz�
licher Änderungen einerseits und Änderungen höchstrich�
terlicher Rechtsprechung andererseits ist. Soweit Urteile 
PLW� +LOIH� YRQ� .,�6\VWHPHQ� DXVJHZHUWHW� XQG� DQDO\VLHUW�
werden sollen, kann es deshalb zu Fehlern kommen, wenn 
Urteile berücksichtigt werden, die sich auf eine veraltete 
Rechtslage beziehen.13�%HYRU�.,�6\VWHPH�]XU�8UWHLOVDXV�
ZHUWXQJ�XQG� �YRUKHUVDJH�]XP�(LQVDW]�NRPPHQ�N|QQHQ��
muss deshalb sichergestellt werden, dass nicht mehr re�
levante Urteile ignoriert oder nur soweit weiterverwendet 
werden, als sie von Änderungen nicht betroffen sind. Er�
forderlich ist deshalb ein fortlaufender Prozess zur Über�
prüfung, Evaluierung und Aktualisierung der verwende�
ten Daten.14

II.  Diskriminierungsgefahr und 
Black-Box-Problem

Neben der Entwicklung von datengestützten Entschei�
dungsvorhersagesystemen wirft aber auch ihre Funktions�
weise Probleme auf. Zu nennen ist hier als erstes die vielen 
.,�6\VWHPHQ�LQQHZRKQHQGH�'LVNULPLQLHUXQJVJHIDKU�15 In 
GHU�-XVWL]�KDW�LQ�GLHVHP�.RQWH[W�LQVEHVRQGHUH�GDV�86�DPH�
ULNDQLVFKH� &203$6� 6\VWHP� I�U� QHJDWLYH� 6FKODJ]HLOHQ�

11  Siehe dazu die Untersuchung von Hamann, JZ 2021, 656 ff. nach 
der in Deutschland jährlich lediglich 1 % aller Entscheidungen ver�
öffentlicht werden. Besser sieht es in anderen Ländern, namentlich in 
Frankreich und den USA aus. Siehe dazu European Commission for 
the Efficiency of Justice, (Fn. 1), S. 20 ff. 

12  Von Bünau���)Q������6���������I����Bues, (Fn. 5), S. 275 (284 f.). Siehe 
dazu aber das Forschungsprojekt von Bull/Steffek, Paving the Way 
for Legal Artificial Intelligence, in: Aggarwal/Eidenmüller/Enriques/
3D\QH�YDQ�=ZLHWHQ��+UVJ����$XWRQRPRXV�6\VWHPV�DQG�WKH�/DZ��������
6�����II���GDV�VLFK�XP�GLH�$XIEHUHLWXQJ�YRQ���������86�DPHULNDQL�
schen Fällen bemüht.

13  Scherer, J. Int‘l Arb. 36 (2019), 555 (557). Ebenso im Ergebnis von 
Bünau, (Fn. ����6�����������European Commission for the Efficiency 
of Justice���)Q������6������Rollberg, (Fn. 3), S. 132 ff.

14  Ebenso im Ergebnis Rollberg, (Fn. 3), S. 134.
15  Barocas/Selbst��&DOLI��/��5HY������������������II�� Orwat, Diskrimi�

QLHUXQJVULVLNHQ�GXUFK�9HUZHQGXQJ�YRQ�$OJRULWKPHQ���������Zuider-
veen Borgesius, Discrimination, artificial intelligence and algorithmic 
GHFLVLRQ�PDNLQJ�������
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gesorgt.16 Dieses wird/wurde in zahlreichen Bundesstaa�
ten der USA eingesetzt, um die Rückfallwahrscheinlich�
keit von StraftäterInnen zu bestimmen – und benachteiligte 
QLFKW�ZHL�H�0HQVFKHQ�LP�9HUJOHLFK�]X�ZHL�HQ�0HQVFKHQ��
obwohl die Trainingsdaten keine ausdrücklichen Informa�
WLRQHQ� �EHU� GLH�+DXWIDUEH� HQWKLHOWHQ�17 Für die Justiz ist 
dieser Befund selbstredend ein ernsthaftes Problem. Tat�
sächlich lässt sich wohl kaum ein Bereich vorstellen, in 
dem Neutralität und Gleichbehandlung wichtiger wären 
als vor staatlichen Gerichten. Die Diskriminierungsfreiheit 
der einschlägigen Systeme sicherzustellen, dürfte deshalb 
SHUVSHNWLYLVFK� HLQH� GHU� JU|�WHQ� +HUDXVIRUGHUXQJHQ� I�U�
GHQ�(LQVDW]�YRQ�.,�6\VWHPHQ�LQ�GHU�-XVWL]�VHLQ�18 Wegen 
der Vielfältigkeit der Diskriminierungsursachen ist sie 
freilich auch besonders schwer zu bewältigen.19

(LQ�ZHLWHUHV�3UREOHP��GDV�PLW�GHP�(LQVDW]�YRQ�.,�6\V�
temen regelmäßig verbunden ist, ist das sogenannte 
%ODFN�%R[�3UREOHP�20 Es beschreibt den Umstand, dass 
VRZRKO�GLH�$UEHLWVZHLVH�DOV�DXFK�GDV�(UJHEQLV�YRQ�.,�6\V�
temen für die AnwenderInnen – und in der Regel auch für 
die EntwicklerInnen – häufig nicht nachvollziehbar sind. 
,Q�GHU� -XVWL]�KlWWH�GHU�(LQVDW]�YRQ�.,�6\VWHPHQ�GHVKDOE�
zur Folge, dass RichterInnen die erzielten Ergebnisse we�
der nachvollziehen noch prüfen könnten, wie das Ergebnis 
zustande gekommen ist. Sie könnten es dementsprechend 
auch nicht erklären oder begründen. Genau dies ist aber ge�
rade in der Justiz von essentieller Bedeutung, weil gericht�
liche Entscheidungen Rechtsfrieden schaffen sollen. Dass 
RichterInnen ihre Entscheidungen begründen, ist deshalb 
als Ausfluss des Anspruchs auf rechtliches Gehör (Art. 103 
Abs. 1 GG) auch verfassungsrechtlich garantiert.21 Bevor 
.,�6\VWHPH� LQ� GHU� -XVWL]� ]XP�(LQVDW]� NRPPHQ� N|QQHQ��
muss folglich sichergestellt werden, dass die Ergebnisse so 
nachvollziehbar sind, dass sie von RichterInnen überprüft 
und zum Gegenstand einer Begründung gemacht werden 
N|QQHQ��+RIIQXQJHQ��GDVV�GLH�(QWZLFNOXQJ�HQWVSUHFKHQ�
der Systeme gelingen kann, geben Forschungsansätze, die 
unter dem Schlagwort explainable AI in jüngster Zeit für 

16  Angwin/Larson/Mattu/Kirchner, Machine Bias, ProPublica, 23. Mai 
������ KWWSV���ZZZ�SURSXEOLFD�RUJ�DUWLFOH�PDFKLQH�ELDV�ULVN�DVVHVV�
PHQWV�LQ�FULPLQDO�VHQWHQFLQJ�� Larson/Mattu/Kirchner/Angwin�� +RZ�
:H�$QDO\]HG�WKH�&203$6�5HFLGLYLVP�$OJRULWKP��3UR3XEOLFD������Mai 
������ KWWSV���ZZZ�SURSXEOLFD�RUJ�DUWLFOH�KRZ�ZH�DQDO\]HG�WKH�FRP�
SDV�UHFLGLYLVP�DOJRULWKP��$EUXI� Y�� ���������� VRZLH�Zuiderveen Bor-
gesius, (Fn. 15), S. 14 ff. Siehe außerdem den Überblick von Orwat, 
(Fn. 15), S. 66 f., Zuiderveen Borgesius, (Fn. 15), S. 14 f. sowie der 
European Commission for the Efficiency of Justice, (Fn. 1), S. 48 ff.

17  Larson/Mattu/Kirchner/Angwin, (Fn. 16).
18  Ebenso European Commission for the Efficiency of Justice, (Fn. 1), 

S. 9.
19  Nunn��'LVFULPLQDWLRQ�LQ�WKH�$JH�RI�$OJRULWKPV��LQ��%DUILHOG��+UVJ����

7KH�&DPEULGJH�+DQGERRN�RI� WKH�/DZ�RI�$OJRULWKPV��������6������
�����I����Orwat���)Q�������6�����II���Zuiderveen Borgesius, (Fn. 15), 
S. 15 ff. 

20  Bues,��)Q������6�������������Scherer, J. Int‘l Arb. 36 (2019), 555 (562 
II����Vogl, (Fn. 5), S. 53 (60 f.). 

21  Remmert��LQ��0DXQ]�'�ULJ��+UVJ����*UXQGJHVHW]�.RPPHQWDU������(/�
2021, Art. 103 Rn. 96. Siehe dazu auch Rollberg (Fn. 3), S. 148 ff.

Aufsehen gesorgt haben. Sie versuchen, die Transparenz 
XQG�GLH�1DFKYROO]LHKEDUNHLW�YRQ�.,�6\VWHPHQ�]X�HUK|KHQ��
indem sie Mechanismen entwickeln, die aufzeigen, wel�
che Daten für das erzielte Ergebnis wichtig oder weniger 
wichtig waren.22 Die Forschung hierzu steht freilich noch 
am Anfang.

III.  Justizgewährungsanspruch und  
rechtliches Gehör

Der Einsatz von datengestützten Entscheidungsvorhersa�
gesystemen in der Justiz trifft schließlich auch auf verfas�
sungsrechtliche Probleme. Diese ergeben sich daraus, dass 
die entsprechenden Systeme im Kernbereich richterlicher 
Tätigkeit zur Anwendung kommen sollen und deshalb 
zur Folge haben können, dass gerichtliche Entscheidun�
gen (zumindest de facto) nicht (mehr) von menschlichen 
RichterInnen getroffen werden. Die Anwendung von 
Entscheidungsvorhersagesystemen gerät deshalb zu�
mindest potentiell mit dem Justizgewährungsanspruch 
(Art. 20 Abs. 3 i. V. m. Art. 2 GG) in Konflikt. Denn die�
sem kommt der Staat im Bereich der Ziviljustiz durch die 
Einrichtung von Zivilgerichten nach, die zumindest nach 
einhelliger Meinung mit unabhängigen – menschlichen 
– RichterInnen (Art. 92, 97 GG) besetzt sein müssen.23 
Eine vollständige Delegation richterlicher Tätigkeit auf 
.,�6\VWHPH� XQG� GDPLW� GHU� (LQVDW]� HLQHV� 5RERWHUULFK�
ters, eines iudex ex machina, kommt deshalb nicht in Be�
tracht.24 Möglich erscheint perspektivisch lediglich – aber 
immerhin – ein unterstützender Einsatz in dem Sinne, dass 
sich Richter,QQHQ� HLQHV� .,�6\VWHPV� EHGLHQHQ�� XP� HLQ�
schlägige Entscheidungen aufzufinden, auszuwerten und 
HLQHQ�+LQZHLV�]XU�(QWVFKHLGXQJ�GHV�)DOOHV�]X�HUKDOWHQ�25 
Bei einem derartigen, lediglich unterstützenden Einsatz 
P�VVWH�IUHLOLFK�±�DXFK�YRU�GHP�+LQWHUJUXQG�GHV�-XVWL]JH�
währungsanspruchs – sichergestellt werden, dass Richte�
rInnen den Ergebnissen der KI nicht blind und ohne kriti�
sche Prüfung folgen, dass sie also keinem automation bias 
erliegen.26 Dies folgt im Ergebnis auch aus dem Anspruch 
auf rechtliches Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG), der verlangt, 

22  Siehe zu den verschiedenen Techniken Linardatos/Papastefano-
poulos/Kotsiantis, Explainable AI: A Review of Machine Learning 
Interpretability Methods, Entropy 23 (2021), 18, https://dx.doi.
RUJ���������H���������� $EUXI� Y�� ����������� 6DPHN�0RQWDYRQ�
9HGDOGL�+DQVHQ�0�OOHU��+UVJ����([SODLQDEOH�$,��������The Royal So-
ciety, Explainable AI: the basics, 2019, S. 12 ff.

23  Ebenso Enders��-$������������������von Graevenitz, ZRP 2018, 238 
�������Nink�� �)Q������6����� I���Rollberg, (Fn. 3), S. 88 f. sowie die 
Datenethikkommission der Bundesregierung, Gutachten Datenethik�
kommission, 2019, S. 213.

24  Ebenso Enders��-$������������������von Graevenitz, ZRP 2018, 238 
�������Nink, (Fn. 9), S.������Rollberg, (Fn. 3), S. 90 f., 137 f. Diffe�
renzierend Huber/Giesecke (Fn. 8), § 19 Rn. 52 ff.

25  Ebenso im Ergebnis Nink, (Fn. 9), S.� ����� �����Rollberg, (Fn. 3), 
S. 135 f. Zurückhaltender demgegenüber Huber/Giesecke (Fn. 8), 
�����5Q������GLH�GHP�5LFKWHU�GLH�1XW]XQJ�YRQ�.,�6\VWHPHQ�ZRKO�QXU�
zur nachträglichen Kontrolle gestatten wollen. 

26  Siehe dazu auch Huber/Giesecke� �)Q�� ���� �� ��� 5Q�� ��� II��� Nink, 
(Fn. 9), S. 295 ff.�������Rollberg, (Fn. 3), S. 135 ff.
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dass tatsächliches und rechtliches Vorbringen vom Gericht 
und damit von menschlichen RichterInnen tatsächlich zur 
Kenntnis genommen und bei der Entscheidungsfindung 
berücksichtigt wird.27

E.  Fazit und Ausblick: Regulierung von 
KI-Systemen in Europa

'HU�(LQVDW]�YRQ�.,�6\VWHPHQ�LQ�GHU�=LYLOMXVWL]��QDPHQW�
lich der Einsatz von datengestützten Entscheidungsvor�
hersagesystemen, ist mit großen Chancen verbunden. 
,QVEHVRQGHUH� EHVWHKW� GLH�+RIIQXQJ�� GDVV�PLW� LKUHU�+LOIH�
Entscheidungen verbessert, gerichtliche Verfahren be�
schleunigt und Gerichte entlastet werden können. Gleich�
]HLWLJ�ZLUIW�GHU�(LQVDW]�YRQ�.,�6\VWHPHQ�LQ�GHU�-XVWL]�DEHU�
auch zahlreiche, sehr ernstzunehmende Probleme auf. Die�
VH�P�VVHQ�JHO|VW�ZHUGHQ��EHYRU�.,�6\VWHPH�]XU�JHULFKW�
lichen Beilegungen von Streitigkeiten eingesetzt werden 
können. Es ist deshalb zu begrüßen, dass der Vorschlag 
I�U�HLQH�.,�9HURUGQXQJ��GHQ�GLH�(XURSlLVFKH�.RPPLVVL�
on im April 2021 vorgelegt hat,28�.,�6\VWHPH��GLH�EHL�GHU�
Ermittlung und Auslegung von Sachverhalten und Rechts�
vorschriften zum Einsatz kommen sowie bei der Anwen�
dung des Rechts auf konkrete Sachverhalte unterstützen 
VROOHQ��GHQ�+RFKULVLNR�.,�6\VWHPHQ�L� S. v. Titel III zuord�
net,29 die besonders strengen Anforderungen unterliegen.30 
Sollte der Entwurf verabschiedet werden, wird der Einsatz 
YRQ�.,�6\VWHPHQ�LQ�GHU�-XVWL]�GHVKDOE�QXU�GDQQ�]XOlVVLJ�
sein, 1) wenn sie mit Datensätzen entwickelt wurden, die 
relevant, repräsentativ, fehlerfrei und vollständig sind,31 
���ZHQQ�VLH� VR�NRQ]LSLHUW� VLQG��GDVV� VLH� LP�+LQEOLFN�DXI�
ihre Zweckbestimmung ein angemessenes Maß an Genau�
igkeit und Robustheit aufweisen,32 3) wenn sie über eine 
Protokollierungsfunktion verfügen, die gewährleistet, dass 
das Funktionieren des Systems in einem der Zweckbe�
stimmung des Systems angemessenen Maße rückverfolg�
bar ist,33 und 4) wenn ihr Betrieb hinreichend transparent 
ist, damit die NutzerInnen die Ergebnisse des Systems 
angemessen interpretieren und verwenden können34. Da 
+RFKULVLNR�.,�6\VWHPH�]XGHP�HUVW�QDFK�'XUFKODXIHQ�HL�

27  Remmert� �)Q�� �����$UW�� ���� 5Q�� ����Radtke�� LQ�� (SSLQJ�+LOOJUXEHU�
�+UVJ����%HFN2.�*UXQGJHVHW]������$XIO��������$UW������5Q������(EHQ�
so im Ergebnis Nink, (Fn. 9), S.�����II�� Rollberg, (Fn. 3), S. 138 ff.

28  Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für Künstli�
che Intelligenz und zur Änderung bestimmter Rechtsakte der Union, 
&20� ������� ���� ILQDO�� 6LHKH� GD]X� GLH� HUVWHQ� (LQVFKlW]XQJHQ� YRQ�
Geminn��='������������Heiss��1=*������������Lachenmann/Meyer, 
005�$NWXHOO���������������Nelles��='�$NWXHOO��������������Valta/
Vasel, ZRP 2021, 142.

29� �$UW����$EV����.,�92�(QWZXUI�L�9�P��$QKDQJ�,,,�1U���D��
30� �$UW����II��.,�92�(QWZXUI�
31� �1lKHU�GD]X�$UW�����.,�92�(QWZXUI�
32 �1lKHU�GD]X�$UW�����.,�92�(QWZXUI�
33  Näher dazu Art. ���.,�92�(QWZXUI�
34  Näher dazu Art. ���.,�92�(QWZXUI�

nes Konformitätsverfahrens in Verkehr gebracht35 und nur 
unter menschlicher Aufsicht eingesetzt werden dürfen,36 
trägt der Vorschlag der Europäischen Kommission zumin�
dest einigen der oben dargestellten Probleme beim Einsatz 
datengestützter Entscheidungsvorhersagesysteme in der 
-XVWL]�5HFKQXQJ��6ROOWH�GHU�(QWZXUI� I�U�HLQH�.,�9HURUG�
nung Gesetz werden, wird damit hoffentlich die Grundlage 
dafür gelegt werden, dass sich in einigen Jahren auch deut�
sche RichterInnen von Entscheidungsvorhersagesystemen 
unterstützen lassen können.

35  Näher dazu Art. 19�.,�92�(QWZXUI�
36  Näher dazu Art. ���.,�92�(QWZXUI�
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